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Der Begriff des „Hausgewerbetreibenden“ in § 2 Abs. 1 Nr. 6 SGB VII ist nur dann erfüllt, 
wenn der betreffende Unternehmer eigenhändig eine überwiegend handwerkliche oder an-
derweitige körperliche Tätigkeit in seinem Betrieb ausführt. Die Unternehmerpflichtversi-
cherung als Hausgewerbetreibender in der gesetzlichen UV setzt nämlich entsprechend der 
Definition des Heimarbeitsgesetzes eine „wesentliche Mitarbeit am Stück“ voraus. Eine 
bloß in dem Sinne gewerbliche Tätigkeit, als sie auf Gewinnerzielung gerichtet ist, genügt 
nicht (hier: auf das Abrechnungswesen beschränkte Tätigkeit eines Kleinunternehmers).   
 

§ 2 Abs. 1 Nr. 6 SGB VII; § 12 Abs. 1 SGB IV; § 2 Abs. 2 HAG 
 
Urteil des SG Karlsruhe vom 12.01.2011 – S 15 U 5666/09 –  
 

Streitig war, ob der Kläger, Betreiber eines Unternehmens zur Montage von Kleinteilen, als 
Hausgewerbetreibender nach gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 6 SGB VII pflichtversichert war. Der Kläger 
führte selbst keine Montiertätigkeiten aus (allerdings hatte er hierzu widersprüchliche Angaben 
gemacht); seine Arbeit beschränkte sich auf die Erstellung von Abrechnungen gegenüber dem 
Auftraggeber. 
 
Das SG hat eine Unternehmerpflichtversicherung verneint. Entscheidend für die Rechtsfra-
ge war dabei die Auslegung des Begriffs „Hausgewerbetreibender“. § 12 Abs. 1 SGB IV ver-
langt hierfür eine „gewerbliche Arbeit“ des Selbständigen, während nach dem Wortlaut des § 2 
Abs. 2 Heimarbeitsgesetz (HAG) er „selbst wesentlich am Stück mitarbeiten“ muss. Das SG 
sieht in dieser Formulierung eine „ungefähre Entsprechung“ des Merkmals „gewerbliche Arbeit“. 
Auf jeden Fall bestehe für eine unterschiedliche Auslegung des Begriffs „Hausgewerbetreiben-
de“ kein Bedürfnis. 
 
Im Ergebnis bestimmt nach Ansicht des SG demnach die ausführlichere Formulierung des HAG 
(„wesentliche Mitarbeit am Stück“) das inhaltliche Verständnis des Merkmals „gewerbliche Ar-
beit“. Eine bloß mit „Gewinnerzielungsabsicht“ verbundene bzw „auf Erwerb gerichtete“ Tätig-
keit (die beim Kläger natürlich vorlag) ist folglich zur Annahme einer „gewerblichen Arbeit“ i.S. 
des § 12 SGB IV nicht ausreichend. Vielmehr sei zusätzlich eine eigene handwerkliche, kör-
perliche Tätigkeit erforderlich. Unter Hinweis auf die Rechtsprechung des BSG (im Urteil zi-
tiert) führt das SG insoweit aus: „In die Sozialversicherung sind als Hausgewerbetreibende nur 
jene Kleinstunternehmer einbezogen, die eigenhändig eine überwiegend handwerkliche oder 
anderweitige körperliche Tätigkeit ausüben.“   
 
Der Kläger habe keine Montiertätigkeit, nicht einmal eine Qualitätskontrolle ausgeübt, sondern 
nur Abrechnungen erstellt. Eine solche Tätigkeit sei schon vom Wortsinn her keine handwerkli-
che oder überwiegend körperliche Arbeit. Da keine eigenhändige „Mitarbeit am Stück“ bzw kei-
ne „gewerbliche Arbeit“ vorgelegen habe, seien bei ihm die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 
6 SGB VII nicht erfüllt. 

 
Das Sozialgericht Karlsruhe hat mit Urteil vom 12.01.2011 – S 15 U 5666/09 –  
wie folgt entschieden: 
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